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KURZE BEGRÜNDUNG

Die Kommission und der Rat überprüfen derzeit den Rechtsrahmen (die „Vereinbarung zu 
öffentlich unterstützten Exportkrediten“, die mit der Exportkreditgruppe der OECD 
ausgehandelt wurde), der in EU-Recht umgesetzt werden soll. Beabsichtigt ist, den 
Exportkreditagenturen der Mitgliedstaaten zusätzliche Rechtssicherheit zu verschaffen, damit 
ihre Tätigkeiten nicht über den WTO-Streitbeilegungsmechanismus angefochten werden. 
Diese Überprüfung eröffnet die Möglichkeit, Artikel 208 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union (AEUV) anzuwenden, der besagt, dass die Bekämpfung und die 
Beseitigung der Armut Hauptziel der Politik der Entwicklungszusammenarbeit der Union ist. 
Dieses Ziel muss beachtet werden, wenn die Union politische Maßnahmen umsetzt, die 
möglicherweise Auswirkungen auf die Entwicklungsländer haben. In diesem Zusammenhang 
sind die Exportkreditagenturen als staatliche Politikinstrumente potenziell durchaus geeignet, 
zu den außenpolitischen Zielen der Union beizutragen (insbesondere Linderung der Armut 
und Bekämpfung des Klimawandels), zumal sie gleichzeitig dem Erfordernis der Kohärenz 
für den gesamten Bereich der auswärtigen Politik der EU Rechnung tragen. Daher müssen sie 
sich als Akteure an diesen Zielen messen lassen.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für internationalen 
Handel, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Entscheidung
Erwägung 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3a) Über die Jahre ist von den 
multilateralen Finanzinstituten und der 
Europäischen Investitionsbank eine Reihe 
maßgeblicher Kriterien in den Bereichen 
Sozial- und Umweltschutz für eine 
Vielzahl von Bereichen ausgearbeitet 
worden, von den Äquator-Prinzipien 
(2006) als am weitesten verbreiteter und 
auf Freiwilligkeit beruhender Standard, 
mit dem die sozialen und ökologischen 
Risiken von Projekten bestimmt werden, 
über die Schutzmaßnahmen der 
Weltbank, die auch sektorbezogene 
Aktivitäten umfassen, wie beispielweise 
die Empfehlungen, die im Bericht der 
Weltbank über die Überprüfung der 
Bergbauindustrien enthalten sind, bis zu 



PE448.927v01-00 4/14 PA\831437DE.doc

DE

den Empfehlungen der Weltkommission 
für den Staudammbau. Diese Sozial- und 
Umweltschutznormen, die in den 
„Common Approaches“ der 
Vereinbarung zum Ausdruck kommen, 
sind Teil eines kontinuierlichen 
Überprüfungs- und 
Aktualisierungsprozesses.

Or. en

Begründung

Durch die Einbeziehung maßgeblicher Kriterien in den Bereichen Sozial- und Umweltschutz 
kann die Politik auf dem Gebiet der öffentlich unterstützten Exportkredite für den 
Umweltschutz auch in den einschlägigen internationalen Abkommen und Übereinkommen 
kohärenter gestaltet werden und so zur nachhaltigen Entwicklung beitragen.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Entscheidung
Erwägung 3 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3b) Die Exportkreditagenturen sind 
inzwischen die größten öffentlichen 
Geldgeber der Entwicklungsländer. 
Demnach machen die Schulden bei den 
Exportkreditagenturen den Großteil der 
Staatsverschuldung der 
Entwicklungsländer aus. Die 
Projektfinanzierung der 
Exportkreditagenturen in 
Entwicklungsländern konzentriert sich im 
Wesentlichen auf Sektoren wie Verkehr, 
Erdöl- und Erdgasgewinnung, Bergbau 
und großtechnische Anlagen, 
beispielsweise große Staudämme. 

Or. en

Begründung

Die Exportkreditagenturen sind inzwischen die größten staatlichen Geldgeber für 
Entwicklungshilfe, wenngleich die Zinssätze für ihre Darlehen immer noch höher sind als die 
der Weltbank oder des IWF. Exportkreditagenturen (ECA) sind damit zu den wichtigsten 
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öffentlichen Gläubigern dieser Länder geworden, wobei die ECA-Schulden den größten Teil 
der staatlichen Schuldenlast der Entwicklungsländer ausmachen und laut einigen Studien bei 
30-40 % der Gesamtverschuldung des öffentlichen Sektors liegen.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Entscheidung
Erwägung 3 c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3c) Auf dem Gipfel von Pittsburgh vom 
24. bis 25. September 2009 haben die 
Politiker der G-20-Länder zugesagt, die 
ineffiziente Subventionierung von fossilen 
Brennstoffen zu rationalisieren und 
mittelfristig ganz auslaufen zu lassen. 
Diese Zusage wurde von den Staats- und 
Regierungschefs der G-20-Länder auf 
dem Gipfel von Toronto vom 26. bis 
27. Juni 2010 bekräftigt.

Or. en

Begründung

Mit diesem Vorschlag muss sichergestellt werden, dass die Maßnahmen der EU in Bezug auf 
den globalen Klimawandel, die auf den G-20-Gipfeln angenommen wurden, in den OECD-
Leitlinien ihren Niederschlag finden.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Entscheidung
Erwägung 3 d (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3d) Die Verbesserungen an dem 
Übereinkommen sollten bewirken, dass 
völlige Übereinstimmung mit Artikel 208 
des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) hergestellt 
wird, um so zur Verwirklichung der 
allgemeinen Ziele Aufbau und 
Konsolidierung der Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit sowie Achtung der 
Menschenrechte und der Grundfreiheiten 



PE448.927v01-00 6/14 PA\831437DE.doc

DE

beizutragen. Daher sollten in der Union 
bei der Umsetzung des OECD-
Übereinkommens in das EU-Recht 
weitere Maßnahmen Platz greifen, damit 
die Kompatibilität zwischen dem OECD-
Übereinkommen und dem EU-Recht 
gewährleistet ist.

Or. en

Begründung

Diese Überprüfung eröffnet die Möglichkeit, Artikel 208 des AEUV anzuwenden, der besagt, 
dass die Bekämpfung und die Beseitigung der Armut Hauptziel der Politik der 
Entwicklungszusammenarbeit der Union ist. Dieses Ziel muss beachtet werden, wenn die 
Union politische Maßnahmen umsetzt, die möglicherweise Auswirkungen auf die 
Entwicklungsländer haben.

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Entscheidung
Erwägung 3 e (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3e) Die aus der EU-Politik und dem EU-
Recht abgeleiteten Grundsätze und 
Normen der EU sollten, ergänzt um 
weitere Beispiele bewährter 
internationaler Verfahren, Richtschnur 
für alle von den Exportkreditagenturen 
finanzierten Projekte sein und Folgendes 
umfassen: 
– den Umweltschutz, der im Vertrag als 
übergeordnetes Ziel genannt wird,
– die grundlegenden Menschenrechte, die 
in der EU-Charta verankert sind,
– die in den Korpus des Umwelt- und 
Sozialrechts der EU übernommenen 
Normen, die für die Sektoren und 
Projekte, die von Exportkreditagenturen 
finanziert werden, von Belang sind. 

Or. en
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Begründung

In diesen Grundsätzen finden die Allgemeinziele der Europäischen Union, wie sie im AEUV 
verankert sind, ihren Ausdruck. Sie bilden also die Grundlage für die Darlehenspraxis der 
Europäischen Investitionsbank und sind in der Erklärung über die Umwelt- und 
Sozialprinzipien und -standards der EIB (2009) und dem Leitfaden für eine umwelt- und 
sozialverträgliche Finanzierungspraxis (2010) niedergelegt. In diesem Zusammenhang ist 
noch einmal eindringlich auf diese Grundprinzipien hinzuweisen, damit sichergestellt ist, dass 
die Bedingungen für die europäischen Finanzinstitutionen gleich sind.

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Entscheidung
Erwägung 3 f (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3f) Die Exportkreditagenturen sollten an 
den gesamten Projektzyklus eine Reihe 
von Umwelt- und Sozialschutzkriterien als 
Maßstäbe anlegen, um die Nachhaltigkeit 
aller von ihnen finanzierten Projekte zu 
gewährleisten. Über die Berechnung 
sozial- und umweltschutzpolitischer 
Risiken sollte obligatorisch Meldung 
erfolgen.

Or. en

Begründung

In den „Common Approaches“ sollte empfohlen werden, dass Projekte, die von den 
Exportkreditagenturen finanziert werden, an den international gültigen 
Menschenrechtsnormen gemessen werden, damit Projekte, die Menschenrechtsverletzungen 
verursachen oder dazu beitragen könnten, erst gar nicht durchgeführt werden. Jede 
Exportkreditagentur sollte eine klare Politik verfolgen, wenn es darum geht, Schaden von der 
Umwelt abzuwenden und den Menschenrechten Geltung zu verschaffen, und sollte dabei die 
notwendige Sorgfalt walten lassen.
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Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Entscheidung
Erwägung 3 g (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3g) Die Umwelt- und 
Sozialschutznormen, mit denen die 
Einhaltung der Anforderungen der 
Exportkreditagenturen gewährleistet wird, 
sollten voll und ganz mit den Grundsätzen 
der EU-Strategie für nachhaltige 
Entwicklung, dem Übereinkommen von 
Cotonou sowie dem Europäischen 
Konsens zur Entwicklungspolitik in 
Einklang stehen und Folgendes 
umfassen: 
– die Zusagen und Verpflichtungen der 
EU nach dem Rahmenübereinkommen 
der Vereinten Nationen über 
Klimaänderungen (UNFCCC), dem UN-
Übereinkommen über die biologische 
Vielfalt (CBD) sowie zur Erreichung der 
Millenniums-Entwicklungsziele der VN 
(MDG);
– die in den internationalen 
Übereinkommen verankerten Sozial-, 
Arbeits- und Umweltschutznormen;

Or. en

Begründung

In full consistency and coherence with the provisions of Article 208 TFEU, Official support 
shall only be provided:
 when ECAs comply with human and social rights, based on international treaties and 

conventions, including the European Convention on Human Rights and the ILO 
Conventions;

 when the officially supported export credits contribute to the financing of international 
objectives to which the EU is committed to, especially regarding climate change and 
poverty alleviation;

 when Environmental and Social Impact Assessments are implemented, prior to the project 
approval, taking dully into account the interests of affected or interested communities;

 the officially supported export credits are consistent with and do not undermine 
development objectives, as identified through project appraisal;
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 when ECAs do not contravene obligations under international treaties and agreements 
related to environmental protection, human rights and sustainable development.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Entscheidung
Artikel 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 2a
Die zusätzlich in der Union 
anzuwendenden Maßnahmen als Beitrag 
zur uneingeschränkten Umsetzung von 
Artikel 208 AEUV sind in Anhang II zu 
dieser Entscheidung enthalten.

Or. en

Begründung

Weil unklar ist, ob die Exportkreditagenturen durch Sozial- und Umweltschutznormen 
gebunden sind, soll dieses Problem dadurch gelöst werden, dass im Anhang klare Vorgaben 
festgelegt werden, was die Erwartungen an die Exportkreditagenturen in Bezug auf ihren 
Beitrag zur Umsetzung von Artikel 208 AEUV betrifft.

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Entscheidung
Anhang a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Anhang a
KOHÄRENZ UND TRANSPARENZ 
TEIL A) Konsultation, Transparenz und 
Zugang der Öffentlichkeit zu 
Informationen
Die Kommission verpflichtet sich, dem 
Europäischen Parlament alle 
Informationen über die Umsetzung des 
OECD-Übereinkommens über öffentlich 
unterstützte Exportkredite zuzuleiten. Sie 
legt daher einen Jahresbericht über alle 
öffentlichen Hilfen vor, die im 
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Anwendungsbereich des 
Übereinkommens von einer Regierung 
oder in ihrem Auftrag für den Export von 
Waren und/oder Dienstleistungen 
gewährt wurden. Der Bericht enthält 
folgende Angaben über jedes einzelne 
Geschäft:
– Name der Exportkreditagentur
– Zeitpunkt des Geschäfts
– Land 
– Schuldner 
– Exporteur/Investor 
– Bürge 
–Finanzier
– Art der öffentlichen Unterstützung 
(Klassifikation wie im OECD-
Übereinkommen)
– Art des Geschäfts
Weitere Informationen sind im Einklang 
mit der EU-Politik der 
Entwicklungszusammenarbeit anzugeben. 
Der Europäischen Union steht mit dem 
Vertrag über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union eine solide 
Rechtsgrundlage für die 
Entwicklungszusammenarbeit zur 
Verfügung. In Artikel 208 Absatz 1 AEUV 
heißt es wörtlich: „Bei der Durchführung 
politischer Maßnahmen, die sich auf die 
Entwicklungsländer auswirken können, 
trägt die Union den Zielen der 
Entwicklungszusammenarbeit 
Rechnung.“ Die Union und die 
Mitgliedstaaten kommen gemäß Artikel 
208 Absatz 2 AEUV „den im Rahmen der 
Vereinten Nationen und anderer 
zuständiger internationaler 
Organisationen gegebenen Zusagen nach 
und berücksichtigten die in diesem 
Rahmen gebilligten Zielsetzungen.“ Über 
jedes einzelne Geschäft sind folgende 
weitere Angaben zu machen:
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• Bei unproduktiven Ausgaben in 
hochverschuldeten armen Ländern (dies 
gilt generell für Geschäfte, die weder mit 
den Strategien des betreffenden Landes 
zur Verringerung der Armut noch einem 
tragfähigen Konzept zum Schuldenabbau 
in Einklang stehen und nicht zur sozialen 
und/oder wirtschaftlichen Entwicklung 
des Landes beitragen): Gründe dafür, 
dass die öffentlichen Exportkredite nicht 
zur Gesamtschuldenlast des Landes 
beitragen;
• Bei gebundenen 
Entwicklungshilfekrediten: Art der 
gebundenen Entwicklungshilfe 
(Klassifikation wie im OECD-
Übereinkommen) und Gesamtniveau der 
Konzessionalität der gebundenen 
Entwicklungshilfe;
• Informationen darüber, ob der Kunde 
die im Empfängerland geltenden 
Menschenrechte und 
Umweltschutzvorschriften einhält. Dazu 
zählt eine Erklärung des Kunden, dass er 
die im Empfängerland geltenden 
Menschenrechte und 
Umweltschutzvorschriften einhält.
• Informationen darüber, ob der Kunde 
die vom Aufnahmeland international 
eingegangenen Umweltschutz- und 
Menschenrechtsverpflichtungen einhält. 
Dazu zählt eine Erklärung des Kunden, 
dass er die im vom Empfängerland 
international eingegangenen 
Umweltschutz- und 
Menschenrechtsverpflichtungen einhält.
• Informationen darüber, ob dem 
internationalen und dem im Heimatland 
geltenden Strafrecht Genüge getan wird.
Dies umfasst eine Erklärung des Kunden, 
dass er sich an das internationale 
Strafrecht und das in seinem Heimatland 
geltende Strafrecht hält.
• Es ist zu erklären, dass im Vertrag des 
Kunden keine Klausel enthalten ist, die 
bei Verstößen gegen das im Aufnahme-
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oder Herkunftsland geltende Recht 
rechtliche Immunität gewährt.
• Bei Staudammprojekten: Einhaltung der 
Leitlinien der Weltkommission für 
Staudämme;
• Bei Projekten der mineralgewinnenden 
Industrien: Einhaltung der 
Empfehlungen des 
Untersuchungsberichts der Weltbank 
über die mineralgewinnenden Industrien.
Die Exportkreditagenturen stellen den 
betroffenen Bevölkerungsgruppen, 
nichtstaatlichen Organisationen und 
anderen Interessierten die Informationen 
über die Projektbewertung mindestens 
120 Tage vor der Genehmigung eines 
Antrags zur Verfügung, und zwar auf 
leicht zugängliche Art und Weise. Diese 
Informationen umfassen bei allen 
Projekten die Abschätzung der Folgen für 
die nachhaltige Entwicklung sowie die 
Namen der beteiligten Unternehmen.
Darüber hinaus muss die Abschätzung 
der Folgen für die nachhaltige 
Entwicklung der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht werden, bevor eine 
Unterstützung durch die 
Exportkreditagenturen gewährt wird.
TEIL B) Klimawandel 
Die Exportkreditagenturen müssen in 
Einklang mit Artikel 208 AEUV ihren 
Beitrag zu den Verpflichtungen der EU 
nach dem Rahmenübereinkommen der 
Vereinten Nationen über 
Klimaänderungen (UNFCCC) leisten.
Die Einbeziehung der klimapolitischen 
Maßnahmen der EU umfasst Folgendes:
• detaillierte Jahresberichte über die 
vollständige Bilanz der CO2-Emissionen 
der von den Exportkreditagenturen 
unterstützten Projekte, oder über die lokal 
oder regional begrenzten Auswirkungen 
einzelner Projekte; 
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• Analysen der Bilanz der CO2-
Emissionen, die in das Verfahren zur 
Abschätzung der Umweltfolgen 
aufzunehmen sind und mit denen 
ermittelt wird, ob die Energieeffizienz 
durch die Projektvorschläge tatsächlich 
optimiert wird; 
• Auflistung von Projekten/Technologien, 
die auf keinen Fall unterstützt werden; 
das betrifft auch das Auslaufen von 
Finanztransaktionen für Projekte, bei 
denen fossile Brennstoffe verbraucht, 
werden; 
• Festlegung klarer lang- und 
kurzfristiger Ziele für die Verringerung 
der Kohlendioxidemissionen und 
Festsetzung jährlicher 
Emissionsobergrenzen; 
• Festlegung von Bewertungsverfahren, 
in denen den Bedürfnissen der 
Entwicklungsländer in Bezug auf 
Klimawandel und Entwicklung Rechnung 
getragen wird, entsprechend den
Vorgaben der vom UNFCCC erarbeiteten 
jeweiligen nationalen Aktionspläne zur 
Anpassung (NAPA) und den Regional-
und Länderstrategiepapieren der EU 
(RSP/CSP);
• Festlegung von Zielen im Bereich 
erneuerbare Energiequellen entsprechend 
den Regional-/Länderstrategiepapieren.

Or. en

Begründung

The annex includes a wide range of issues aimed at complying with Article 208 TFEU and 
plug important gaps such as the absence of any reference to human rights standards within 
the Common Approaches. The annex also seeks to establish an arrangement by which the EU 
should provide an annual report on transactions by or on behalf of a government for export of 
goods and/or services within the scope of the Arrangement. Also, the scope of the Common 
Approaches must be widened to ensure that all official support provided by ECAs is covered, 
not only transactions with a repayment term of two years or more. Finally, the part devoted to 
climate change highlights the EU's international commitments on climate change in order to 
phase out fossil fuel subsidies over the medium term and provide targeted support to enable 
the poorest countries adapt to climate change.
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